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auf Grund der weiteren Beſtimmung des genannten Geſetzesartikels, 

Inhalt. reſp. auf Grund der mit dieſer Beſtimmung gleichlautenden Anordnung 

Fegzit des Gemeigdezuſchlags zur 8 5 aft 0 des § 81 der Gemeindeordnung für Galizien, daß zur Einführung 
egri E emeindezuſchlag ur erzehrung euer — (in H 1 i 2 
Auslegung des XV. Artikels des Geſetzes vom 5. März 1862). 3 Auflagen und Abgaben, welche in die Kategorie der Steuer 
Von Joſef Krzepela. zuſchläge nicht gehören, ein Landesgeſetz erforderlich ſei, zu Recht er⸗ 

A limine-Abweifungen von Beſchwerden durch den k. k. Verwal⸗ kannt , daß au Gemeindezuſchlag zur Verzehrungsſteuer a Bier und 
tungsgerichtshof in Gemäßheit 8 3 lit. e des Geſetzes vom gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten, deſſen Einhebung nur bei der Ein⸗ 

22. Detober 1875. Von Dr. Ernſt Baron Exterde. — I. Freies Er⸗ fuhr der gedachten Getränke in die Gemeinde möglich iſt, in die 


meſſen der politiſchen Behörde bei Beſtätigung des Jagdpächters oder Jagd⸗ ; ir ewilli 
aufſehers. — II. Freies Ermeſſen der politiſchen Behörde bei Verfügungen in Kategorie der nur im Landesgeſetzgebungswege zu bewilligenden 


Gemäßheit des § 77 des tirol. Waſſerrechtsgeſetzes. 1 Abgaben falle ). 
Mittheilungen aus der Praxis: Es iſt alſo, der Anſicht des Verwaltungsgerichtshofes gemäß, 
Zur Frage des augenblicklichen Unterſtützungsbedürfniſſes im Sinne des g 28 nur diejenige Gemeinde. in deren Gebiete eine die Verzehrungsſteuer 
des Heimatsgeſetzes. entrichtende Bierbrauerei, beziehungsweiſe eine Branntweinbrennerei — 
Rechtsſätze, erſchloſſen aus oberſtbehördlichen Entſcheidungen und zwar nicht etwa eine kleine Brennerei, ſondern „eine dem 
in Landesculturangelegenheiten. | allgemeinen Bedürfniſſe dienende Erzeugungsſtätte von Spirituoſen“ — 
Perſonalien. beſteht, den Zuſchlag zur Verzehrungsſteuer von Bier und gebrannten 


Erledigungen. geiſtigen Flüſſigkeiten bis zu dem in der Gemeindeordnung beſtimmten 
2 Ausmaß in eigenem Wirkungskreiſe umzulegen befugt, dabei aber auch 
verpflichtet, dieſe Gemeindeumlage nicht nur von denjenigen Getränken, 


; A 3 die in der Gemeinde erzeugt und daſelbſt conſumirt werden, ſondern auch 
Begriff des Gemeindezuſchlags zur Berzehrungsſteuer von jenen Getränken, die, außerhalb der Gemeinde erzeugt und ver⸗ 


(in Auslegung des XV. Artikels des Geſetzes ſteuert, in dieſelbe zum Verbrauche eingebracht werden, einzuheben. 
a Jene Gemeinde hingegen, in deren Gebiete keine Erzeugungsſtätte 


vom 5. März 1862). von Bier oder Spirituoſen ſich befindet, darf, nach der Anſicht des 
Bon e Verwaltungsgerichtshofes, die Umlage von den genannten Getränken nur 
on Joſef Krzepela. kraft eines ſpeciellen Landesgeſetzes einheben. Dieſe ſeine Anſicht motivirt 


Den Anlaß zu dieſem Auſſatze bot uns die bezüglich der Um- der Verwaltungsgerichtshof nachſtehends: „Da die Verzehrungsſteuer 
legung und Einhebung der Gemeindezuſchläge zur Verzehrungsſteuer in von dem in nr ſolchen Gemeinde zum. Verbrauch 5 8 
ihren Erkenntniſſen ſchwankende und eines leitenden Princips entbehrende und Branntwein außerhalb dieſer Gemeinde bei ber Erzeugung Emgegaben 
Judicatur des Verwaltungsgerichtshofes, insbeſondere aber die in einem wird, bo iſt die Einhebung der Auflage als Zuſchlag zur Wetzehrüngs⸗ 
Erkenntniſſe über den Gemeindezuſchlag zur Verzehrungsſteuer aufgeſtellte ſteuer nicht möglich. Sobald dieſe Auflage nicht mit der Steuer nach 
Begriffsauffaſſung, welche das Weſen der Verzehrungsſteuer als einer den für die Entrichtung der letzteren geltenden Beſtimmungen, von den 
indirecten Abgabe nicht berückſichtigt und auch dem geſetzlichen Sprach⸗ hiezu verpflichteten Perſonen und aus Anlaß der hiezu verpflichtenden 
gebrauche nicht entspricht. Handlungen, ſondern erſt in einem der Erzeugung nachfolgenden Zeit⸗ 

In einem Falle hat der Verwaltungsgerichtshof auf Grund der punkte, nach anderen Beſtimmungen, von anderen Abgabspflichtigen und 
im XV. Artikel des Geſetzes vom 5. März 1862, Nr. 18 R. G. Bl., bei en Handlungen als 5 Erzeugung. nämlich bei der Einfuhr 
beziehungsweiſe im $ 86 der Gemeindeordnung für Böhmen, feſtgeſtellten eingehoben wird, hat ſie richt die Natur eines Zuſchlages, ſondern jte 
Beſtimmung, daß durch den Zuſchlag zur Verzehrungsſteuer bloß der wird n die Kategorie der Steuerzuſchläge 3 
Verbrauch im Gemeindegebiete und nicht die Production und der Handels⸗ gehörigen Abgabe, ea Landesgeſetz for derlich Hi: \ 
verkehr getroffen werden dürfe, zu Recht erkannt ), daß ein Gemeinde⸗ liegt 0 offenbarer Widerſpruch darin daß ee ur 
zuſchlag umgelegt lediglich auf das in der Gemeinde erzeugte Bier, in- dieſelbe Gemeindeauflage in dem einen Falle als eine in die 
ſofern es daſelbſt conſumirt wird, ohne daß dieſer Zuſchlag ſich auch 
auf das in die Gemeinde von außen gebrachte und daſelbſt conſumirte ) Ebenda Nr. 136. Bay; 
Bier erſtrecke, unſtatthaft jet. beltenen Fennißfahkhen e hungen unde KR i ale Gemeinde. 

In einem anderen Falle wieder hat der Verwaltungsgerichtshof, ebnen AT einzelnen ider Eingang, weßhalb die Conſegn die 
im vorſtehenden Auſſatze aus den beiden Erkenntniſſen gezogen werden, ob zwar 

) Bu dw ins ki: Sammlung der Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichts⸗ das eine Erkenntniß einen ſpeciellen Fall in Böhmen und das andere in Galizien 

hofes Nr. 27. | behandelt, gleihmäßig alle Gemeindeordnungen betreffen. 


RN ge 


Kategorie der Steuerzuſchläge nicht gehörige Abgabe und in dem anderen überwälzen, jo, daß mit eben dieſer Möglichkeit der Begriff der 
Falle als einen Zuſchlag zur Verzehrungsſteuer gelten, daß man dieſelbe Verzehrungsſteuer — jo auch des Zuſchlags zu derſelben — ſteht 
der einen Gemeinde nur auf Grund eines Landesgeſetzes und der anderen und fällt. >) i 
Gemeinde in eigenem Wirkungskreiſe einheben läßt, daß man ein Mal Geſetzt demnach den Fall, es werde bei einer in der Gemeinde 
die Einhebung dieſer Auflage. und das andere Mal die Unterlaffung befindlichen Bierbrauerei der Gemeindezuſchlag nicht lediglich von jenem 
dieſer Einhebung als Geſetzesverletzung erklärt. Bier, welches im Gemeindegebiete verbraucht wird, ſondern von dem 
Will man nun dieſen Widerſpruch löſen, und will man nicht der ganzen erzeugten Bierquantum eingehoben, — ja geſetzt ſelbſt den Fall, 
in einer Gemeinde befindlichen Erzeugungsſtätte von Bier und Branntwein es werde zwar bloß das im Gemeindegebiete zum Verbrauche gelangende 
die wunderbare Wirkung beimeſſen, die von dieſen Artikeln bei der Bier mit dem Zuſchlage getroffen, es werde aber das von auswärts 
Einfuhr in die Gemeinde eingehobene, anſonſt in die Kategorie der in die Gemeinde eingebrachte Bier dieſem Zuſchlage nicht unterzogen, 
Steuerzuſchläge nicht gehörende Abgabe in einen Steuerzuſchlag umwandeln | jo wird eine derart eingehobene Abgabe, trotzdem, daß ſelbe „mit der 
zu können, ſo gelangt man zu der Alternative: entweder dürfe der | Steuer, nach den für die Entrichtung der letzteren geltenden Beſtimmun⸗ 
Gemeindezuſchlag zur Verzehrungsſteuer von den Verbrauchsartikeln gen von der hiezu verpflichteten Perſon und aus Anlaß der hiezu ver⸗ 
als ſolcher auf die anderwärts erzeugten und in die Gemeinde ein- pflichtenden Handlung“ eingehoben wird, die Natur eines Zuſchlags zur 


gebrachten Artikel nicht erſtreckt werden, oder es ſei die Begriffsbeſtimmung 
des Zuſchlags welche dieſe Erſtreckung unmöglich macht. unrichtig und 
geſetzwidrig. 

Im erſteren Falle würde man die Geſetzesbeſtimmung verletzen, 
welche dahin geht daß durch den Gemeindezuſchlag zur Verzehrungs⸗ 
ſteuer bloß die Preiserhöhung der damit getroffenen im Gemeindegebiete 
verbrauchten Verkaufsartikel bewirkt, die Abſatzverhältniſſe der Producenten 
dieſer Artikel aber in keiner Weiſe berührt werden. Dies bezweckt nämlich 
die Anordnung, daß durch den Zuſchlag zur Verzehrungsſteuer bloß der 
Verbrauch im Gemeindegebiete und nicht die Production und der Handels⸗ 
verkehr getroffen werden dürfe. Dieſer Anordnung wird aber nur dann 
Genüge geleiſtet, wenn das geſammte Bier und der geſammte Brannt⸗ 
wein, überhaupt die dem Gemeindezuſchlage unterworfenen Verbrauchs⸗ 
artikel, inſoweit dieſelben im Gemeindegebiete zum Verbrauche gelangen, 
mögen ſie von in⸗ oder auswärtigen Producenten bezogen werden, dem 
Gemeindezuſchlage gleichmäßig unterzogen werden. Denn nur in 
dieſem Falle werden die Conſumenten genöthigt, die Gemeinde⸗ 
auflage im Preiſe der betreffenden Verbrauchsartikel zu entrichten und 
die Producenten in der Lage ſein, den von ihnen etwa vorſchußweiſe 
entrichteten Gemeindezuſchlag auf den Preis der im Gebiete der 
betreffenden Gemeinde abgeſetzten Artikel zu ſchlagen. Wenn man hingegen 
die Producenten, welche in der Gemeinde die von dieſer Gemeinde 
verſteuerten Verbrauchsartikel abſetzen, in Bezug auf die Gemeindeauflage 
ungleichmäßig behandeln von dem einen Erzeuger dieſe Auflage abfor⸗ 
dern, dem anderen aber dieſelbe nachſehen würde, fo müßte, wie der 
Verwaltungsgerichtshof treffend bemerkt. der erſtere Erzeuger, um die 
Concurenz mit dem letzteren beſtehen zu können, den Zuſchlag ohne 
Erhöhung des Preiſes aus Eigenem entrichten. denn wollte er dies 
nicht thun und erhöhte er den Preis ſo möchten die Conſumenten das 
wohlfeilere Product von dem anderen Erzeuger beziehen; wodurch offenbar 
die Production dieſes erſteren Erzeugers und der Verkehr ſeines Erzeug⸗ 
niſſes mit dem Gemeindezuſchlage getroffen würde. | 

Daraus ergibt ſich nun von ſelbſt, daß der Begriff des Gemeinde⸗ 
zuſchlags zur Verzehrungsſteuer ſo aufgefaßt werden müſſe, daß derſelbe 
auch die gleichartige Auflage von den anderwärts erzeugten und in die 
Gemeinde zum Verbrauche gebrachten Verzehrungsſteuer⸗Artikeln, nämlich 
von Bier, gebrannten geiſtigen Flüſſigkeiten und Fleiſch ) umfaſſen könne. 

Der vom Verwaltungsgerichtshoſe aufgeſtellte Begriff des Zuſchlags 
zur Verzehrungsſteuer iſt alſo nicht nur deßhalb unrichtig, weil derſelbe 
der Beſtimmung des Gemeindegeſetzes über den Umfang dieſes Zuſchlags 
widerſpricht, ſondern auch deßwegen, weil derſelbe bei dem äußeren 
Momente der Steuerentrichtung ſeitens derjenigen Gewerbsparteien, die 
dem Staate dieſe Steuer lediglich vorſchießen, ſtehen bleibt und die 
eigentlichen indirecten Steuerpflichtigen, nämlich die Verzehrer, ganz 
außer Acht läßt, überhaupt den Zuſchlag zur Steuer nicht aus dem 
Weſen der Steuer ſelbſt hebt. 

Das Weſen der Verzehrungsſteuer als einer indirecten Abgabe 
beſteht darin, daß die Gewerbsparteien, welche dieſe Abgabe dem Staate 
vorſchießen, dieſelbe auf den Preis der mit der Steuer getroffenen Ver⸗ 
brauchsartikel derart ſchlagen, daß allerletzt die Zehrer als die eigent⸗ 
lichen Abgabspflichtigen dieſe Steuer dem Staate indirecte im Preiſe 
dieſer Artikel entrichten. Die von dem Erzeuger entrichtete Verzehrungs⸗ 
ſteuer bleibt nur inſoweit und inſolange eine wirkliche Verzehrungsſteuer, 
als ihm die Möglichkeit gegeben wird, dieſe Steuer auf die Zehrer zu 


*) Vom Wein wird die Verzehrungsſteuer erſt bei dem Ausſchanke desſelben, 
alſo bei einem der Einfuhr in die Gemeinde nachfolgenden Momente, eingehoben. 


Verzehrungsſteuer einbüßen und zu einer den Bierbrauer ſelbſt treffen⸗ 
den directen Productionsauflage werden, indem der Bierbrauer dieſe 
Auflage, ohne dieſelbe im erſteren Falle auf die auswärtigen und im 
letzteren Falle auf die in der Gemeinde weilenden Zehrer überwälzen 
zu können, aus Eigenem entrichten müßte. 

Beſteht nun das weſentliche Merkmal des Gemeindezuſchlags zur 
Verzehrungsſteuer nicht etwa darin, daß derſelbe mit der Steuer von 
derſelben Gewerbspartei eingehoben, ſondern darin, daß durch denſelben 
bloß der Verbrauch im Gemeindegebiete getroffen werde, ſo geſtaltet ſich 
dieſer Zuſchlag zu einer in Percenten zur Verzehrungs— 
ſteuer ausgedrückten, von den der letzteren unterliegenden 
Verbrauchs artikeln derart nach den zu dieſem Zwecke er- 
laſſenen Beſtimmungen ) einzuhebenden Gemeindea uf— 
lage, daß durch dieſelbe bloß der Verbrauch im Gemeinde— 
gebiete und nicht die Production und der Handelsverkehr 
getroffen werde. 

Wenn man aber den Begriff des Gemeindezuſchlags zur Ver⸗ 
zehrungsſteuer derart auffaßt, ſo wird man keinen Anſtand nehmen, auf 
Grund der durch die einzelnen Gemeindeordnungen getroffenen Beſtim⸗ 
mungen, daß die Gemeinden bis zu einem gewiſſen Ausmaß den Zuſchlag 
zur Verzehrungsſteuer in eigenem Wirkungskreiſe beſchließen und ein⸗ 
heben dürfen, dieſes Befugniß einer jeden Gemeinde in Bezug auf die 
in ihrem Gebiete zum Verbrauche gelangenden, der Verzehrungsſteuer 
unterliegenden Artikel einzuräumen. 


A limine-Abweiſungen von Befchwerden durch den 
k. k. Berwaltungsgerichtshof in Gemäßheit § 3 lit. e 
des Geſetzes vom 22. Yctaber 1875. ) 

Von Dr. Ernſt Baron Exterde. 


I. 


Freies Ermeſſen der politifchen Behörde bei Beſtätigung des 
Jagdpächters oder Jagdaufſehers. 

Mit Erlaß vom 25. October 1877, 8. 12.104, hat das k. k. 

Ackerbauminiſterium dem Miniſterialrecurſe des Adalbert K. gegen die 


Entſcheidung der k. k. mähriſchen Statthalterei wegen verweigerter Beſtä⸗ 


tigung als Pächter, beziehungsweiſe als fachkundiger Jagdaufſeher der 


) Dieſe Anſicht über die Natur der Verzehrungsſteuer und des Zuſchlags 
zu derſelben hat auch der Verwaltungsgerichtshof in ſeinem Erkenntniſſe vom 13. 
December 1876, 3. 462 (Budwinski: Sammlung 2e. Nr. 14) mit nachfolgenden 
Worten ausgeſprochen: „Die Verzehrungsſteuer ſammt dem auf ſelbe gelegten Ge⸗ 
meindezuſchlage ſoll nach der Abſicht des Geſetzes nicht j ne Gewerbspartei, welche 
die Abgabe an die öffentliche Caſſe entrichtet, ſondern mittelbar die Conſumenten 
treffen, welche den der Abgabe unterliegenden Artikel verzehren; die Abgabe muß 
daher von der ſteuerpflichtigen Partei auf ſolche Weiſe gefordert werden, daß es 
ihr möglich iſt, den Abſatzpreis mit Rückſichtnahme auf die von dem Objecte zu 
entrichtende Abgabe zu regeln.“ 

°) Zu dieſen Beſtimmungen gehören namentlich die auf Grund des 
Hofkanzleidecr tes vom 1. Februar 1831, Z. 2355 und der allerhöchſten Ent⸗ 
ſchließung vom 14. Auguſt 1835 erlaſſenen Provinzialgeſetze. Alle dieſe Geſetze, die 
zur Bezeichnung der Gemeindeauflage von den in die Gemeinde eingeführten Ver⸗ 
zehrungsſteuerartikeln ſchlechtweg den Ausdruck „Gemeindezuſchlag zur Verzehrungs⸗ 
ſteuer“ gebrauchen, liefern den Beweis, daß die von uns vertretene Deutung des 
F zur Verzehrungsſteuer“ auch dem geſetzlichen Sprachgebrauche 
entſpreche. 

) Vgl. Nr. 46, S. 182, Jahrgang 1877 dieſer Zeitſchrift. 


Gemeindejagd von D. keine Folge gegeben, „da Adalbert K. nach den 
gepflogenen Erhebungen während ſeines bisherigen Jagdpachtes die Jagd 
durch ſeine mit Waffenpäſſen nicht verſehenen Knechte ausüben ließ und 
wiederholt in Geſellſchaft von mit Waffenpäſſen nicht verſehenen Per⸗ 
ſonen auf der Jagd betreten wurde, übrigens auch an ſo hochgradiger 
Kurzſichtigkeit leidet, daß er nicht im Stande iſt, die Jagd ſelbſt aus⸗ 
zuüben und auch die Eignung zum Jagdpächter oder Jagdaufſeher nicht 
beſitzt.“ 

5 Dawider ergriff Adalbert K. die Beſchwerde beim k. k. Verwal⸗ 
tungsgerichtshofe. 

Der Verwaltungsgerichtshof hat jedoch unterm 21. Jänner 1878, 

3. 96, eröffnet: „daß dieſe Beſchwerde in der Erwägung, daß die 
Miniſterialverordnung vom 15. December 1852, R. G. Bl. Nr. 257, 
die Bedingungen nicht feſtſtellt, unter welchen Jagdpächter, die nicht 
gelernte Jäger ſind, als fachkundige Jagdauſſeher zu beſtellen ſind, daß 
nach $ 14 dieſer Verordnung die politiſche Behörde eine ſolche Beſtel⸗ 
lung wohl vornehmen kann, die Ertheilung der Bewilligung aber in 
ihr freies Ermeſſen geſtellt iſt, nach 8 3 lit. e und § 21 des Geſetzes 
vom 25. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, wegen offen⸗ 
barer Unzuſtändigkeit des Verwaltungsgerichtshofes ohne weiteres Ver⸗ 
fahren zurückgewieſen werde“. 


II. 


Freies Ermeſſen der politiſchen Behörde bei Verfügungen in 

Gemäfheit des § 7% des tirol. Waſſerrechtsgeſetzes. 

Im Juli 1877 brachte der Hausbeſitzer Joſef Schl. bei dem 
Stadtmagiſtrate in B. die Beſchwerde vor, daß ſeine Hausnachbarin 
Anna St. in ihrem Hofraume eine Senkgrube habe, welche ſo mangel⸗ 
haft ſei, daß ſie faſt jedes Jahr — insbeſondere bei ſtarkem Regen — 
ausbreche und überlaufe, dadurch aber ſeinen Keller einige Schuh unter 
Waſſer ſetze. Dies ſei auch jetzt wieder geſchehen und man könne deut⸗ 
lich wahrnehmen, daß das Waſſer durch die Mauer aus der Senkgrube 
hereinfließe. Der Beſchwerdeführer bat um eine Localerhebung und 
ſohinige Abhilfe. Es wurde die Localerhebung gepflogen und erklärte 
bei derſelben Schl., daß er gern bereit geweſen wäre, die zur Beſeitigung 
des Uebelſtandes erforderlichen Maurer⸗ und anderen Arbeiten auf eigene 
Koſten vorzunehmen allein Anna St. habe es abgelehnt und ſo bitte 
er nunmehr, dieſelbe zu verurtheilen. die Arbeiten durch von ihm zu 
beſtellende Arbeiter und auf ſeine Koſten und Gefahr ausführen zu laſſen. 

Nach Einvernehmung der Sachverſtändigen erkannte die erſte In⸗ 
ſtanz (Stadtmagiſtrat B.): 

„Im Grunde der 8S 76, 77 Waſſ.⸗G. wird entſchieden: Anna 
St. iſt ſchuldig zu dulden, daß Joſeſ Schl. auf feine Gefahr und 
Koſten und durch von ihm zu beſtellende Arbeiter feine an den St. ſchen 
Hofraum grenzende nördliche Hausmauer genau unterſuchen und zu 
dieſem Behufe im St.'ſchen Hofe auch die erforderliche Breite und Tiefe 
aufgraben laſſe, daß ferner zur Ausführung der Mauerreparaturs⸗ 
arbeiten der St.'ſche Hofraum von den Arbeitern betreten und daß in 
demſelben die Ab⸗ und Zufuhr, ſo wie die Ablagerung und Bereitung 
der nöthigen Materialen erfolge. Joſeſ Schl. iſt ſchuldig, die Reparaturs⸗ 
arbeiten mit möglichſter Schnelligkeit und Solidität auszuführen und den 
Hofraum der Anna St. wieder in den früheren Zuſtand zu verſetzen, 
unbeſchadet der Erſatzanſprüche dieſer letzteren wegen eines etwaigen 
aus der Vornahme dieſer Arbeiten ihr erwachſenden Schadens.“ 


Gegen dieſe Entſcheidung recurrirte Anna St. bei der Statthalterei 
und machte geltend, daß im vorliegenden Falle die politiſchen Behörden 
nicht competent ſeien. 

Allein die zweite Inſtanz verwarf in einer ausführlichen Entſcheidung 
die Einrede der Incompentenz und erklärte mit Hinblick auf 8 10 
Abſatz 3 des Waſſ⸗G. die Angelegenheit als eine nach Maßgabe des 
Waſſerrechts der Aburtheilung der politiſchen Behörden unterliegende. 
Gleichzeitig beſtätigte die Statthalterei die erſte Entſcheidung in tech⸗ 
niſcher Beziehung. 

Nun wurde der Miniſterialrecurs eingebracht in welchem gebeten 
ward: 1. Den J. Schl auf den Civilrechtsweg zu verweiſen; 2. eventuell 
den mangelhaften Augenſchein zu ergänzen, zur Vorlage der Baupläne 
und zur Vernehmung der Anrainer eine neuerliche Verhandlung anzu⸗ 
beraumen. 

N Allein das Ackerbauminiſterium fand unterm 20 October 1877, 
3. 11.048, dem Miniſterialrecurſe gegen die Entſcheidung der Statt⸗ 
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halterei, betreffend die Abhaltung des aus dem Hofe der Anna St. in 
den Keller des Joſef Schl. eindringenden Waſſers, keine Folge zu geben. 

Nunmehr wendete ſich Anna St. mit einer Beſchwerde an den 
Verwaltungsgerichtshof. 

Der k k. Verwaltungsgerichtshof endlich hat am 7. Jänner 
1878, 3 1791. „die Beſchwerde der Anna St. gegen die Entſcheidung 
des Ackerbauminiſteriums betreffend die Verkehrungen zur Sicherung der 
Hausmauer des Joſef Schl. gegen das aus dem Hofe der Beſchwerde⸗ 
führerin eindringende Waſſer nach den SS 3 lit. e und 21 des Geſetzes 
vom 22. October 1875, R. G. B. Nr. 36 ex 1876, ohne weiteres 
Verfahren abgewieſen, weil die angefochtene von der Statthalterei und 
dem Ackerbauminiſterium nicht behobene Verfügung der Gemeindebehörde 
lediglich als eine in Handhabung der Baupolizei aus öffentlichen Rück⸗ 
ſichten getroffene Anordnung ſich herausſtellt, bei welcher die genannte 
Gemeindebehörde beim Mangel einer ihr diesſälliges Vorgehen beſchrän⸗ 
kenden oder regelnden Bauordnung nach freiem Ermeſſen vorzugehen 
hatte“. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage des augenblicklichen Unterſtützungsbedürfniſſes im 
Sinne des § 2s des Heimatsgeſetzes. ) 

Oswald H., 52 Jahre alt, Schneider, zuſtändig in der Gemeinde 
S:, Bezirk V. in Kärnten, stellte ſich am 5. März 1877 bei der 
Bezirkshauptmannſchaft G. mit der Angabe vor, daß er beim Schneider⸗ 
meiſter in der Gemeinde L. in Arbeit geſtanden war und ſich gegen⸗ 
wärtig ſeit 8 Tagen in G. befinde, da er wegen eines anhängigen 
Lohnſtreites hier verweilen müſſe. Er habe kein Geld zur Heimreiſe 
und bitte, daß ihm ein ſolches von der Gemeindevorſtehung G. auf 
Rechnung ſeiner Heimatsgemeinde gegeben werde. Das hierüber auf⸗ 
genommene Protokoll wurde von der Bezirkshauptmannſchaft der Gemeinde 
G. zur Amtshandlung nach S 28 des Heimatgeſetzes übermittelt und 
hat dieſe Gemeinde dem Oswald H. einen Reiſevorſchuß, eventuell Unter⸗ 
ſtützung von 5 fl. vorgeſtreckt. 

Die im Wege der Bezirkshauptmannſchaft V. zum Erſfatze 
dieſes Betrages aufgeſorderte Heimatsgemeinde S. verweigerte dieſen 
Erſatz, weil nicht angenommen werden könne, daß die Nothwen⸗ 
digkeit zur Verabfolgung einer Unterſtützung, beziehungsweiſe ein augen⸗ 
blickliches Bedürſniß im Sinne 8 28 H. G. vorhanden war, da 
Oswald H. weder krank, noch auch gezwungen geweſen ſei, ſogleich in 
ſeine Heimat zurückzukehren, woſelbſt er übrigens noch nicht eingelangt 
ſei. Oswald H. ſei ein Mann von 52 Jahren und von ſtarkem Körper⸗ 
bau, der ſich auch durch Taglöhnerarbeit weiter helfen konnte, daher 
auch bei ihm die Vorausſetzung des $ 26 des H G (Armenverſorgung) 
nicht eintrete. 

In der hierüber abgegebenen Gegenäußerung ſagte die Gemeinde 
G., daß H. bezüglich eines Lohnſtreites mit ſeinem geweſenen Dienſt⸗ 
geber ſich durch 8 Tage in G. aufhalten mußte und während dieſer 
Zeit beim Gaſtwirth N. in Koſt und Quartier ſtand, und die gewiß 
nicht hohe Zeche von 4 fl. 43 kr. machte, welche er nicht hätte bezahlen 
können; von den 5 fl. ſeien ihm nur wenige Kreuzer zur Heimreiſe 
geblieben; die Gemeindevorſtehung habe den Betrag pr. 5 fl. über 
Auftrag der Bezirkshauptmannſchaft in G. vorgeſchoſſen. 

Die Bezirkshauptmannſchaft V. entſchied hierauf unterm 3. Mai 
1877, daß ſie dem Anſuchen der Gemeinde G. um Einbringung des 
fraglichen Unterſtützungs⸗ beziehungsweiſe Reiſevorſchußbetrages von der 
Heimatsgemeinde S. nicht entſprechen könne. Grün de: „Das augen⸗ 
blickliche Bedürfniß nach $ 28 H. G. kann nur dann angenommen 
werden, wenn ſich der Arme den nothwendigen Unterhalt nicht mit 
eigenen Kräften zu verſchaffen vermag. Bei Oswald H. muß jedoch 
dies in Abrede geſtellt werden; denn derſelbe war zur Zeit der Be⸗ 
werbung um Unterſtützung nicht krank, ſondern hielt ſich wegen ſeiner 
eigenen Lohnſtreitigkeit durch 8 Tage in G. auf und war als kräftiger, 
52jähriger Mann und als gelernter Schneider vollkommen in der Lage, 
ſich nöthigen Falles als Taglöhner den Unterhalt während ſeines Auf⸗ 


*) Man vergl. die Mittheilungen in Nr. 3 auf S. 10 des laufenden 
Jahrganges dieſer Zeitſchriſt. 
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enthaltes in G. zu verdienen. Auch war H. durch Nichts zur Heim⸗ einer Abänderung der Entſcheidung der erſten Suftanz führen können, 
reiſe gezwungen und würde auch ohne Unterſtützung nach Hauſe ge⸗ | ift ein Recurs von Seite jener Partei, welche durch die Abänderung 
kommen ſein; denn wie die Gemeindevorſtehung von G. ſelbſt angibt, benachtheiligt werden kann, in der Richtung zuläſſig, daß die angeord⸗ 
hat H. die 5 fl. zur Bezahlung feiner durch 8 Tage gemachten Zech⸗ neten Erhebungen nicht nothwendig waren, und die Entſcheidung der 
ſchuld von 4 fl. 43 kr. verwendet. Nachdem aber die Intention des erſten Inſtanz zu beſtätigen ſei. 
8 28 H. G. gewiß nicht dahin gehen kann, daß die zuſtändige Orts⸗ Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 18. Februar 1877, 3. 14.976. 
gemeinde gehalten ſei, Zechſchulden arbeitsſcheuer Gemeindeangehöriger Bedingungsweiſer Erlag des Schätzwerthes bei der Expropriation. 
zu zahlen, fo erſcheint der fragliche Anſpruch der Gemeinde G. im Sinne D 8 6 di 0 1 
des 8 28 H. G. vollkommen unbegründet“. der unter erwahrung gegen die Auszah ung erfo gte Erlag 
Dagegen recurrirte die Gemeinde G. an die kärntneriſche Landes⸗ = gexichilichen Schägwerihes des zu erpropriirenden Örundftüdes ift 
regierung; jie führte die bereits früher geltend gemachten Umſtände an 5 9238 159 9945 158 8 Kar Geſetzes 1 555 . 1854, 
und wies darauf hin, daß im Monate März keine Arbeit zu bekommen 29. Hör: 1872. Nr. 30 12 6 1 5 Bo 55 5 eſedes er 
ſei, da ſelbſt Dienſtgeber um dieſe Zeit Dienſtboten entbehren könnten, En) 1 15 n Berus ee ienützung der ab⸗ 
wenn ſie ſelbe nicht im Mai und bis in den Herbſt benöthigen würden, getretenen Grundſtücke berechtigende Entſchädigungsleiſtung due dann 
wo dann auch Taglöhner Arbeit finden. Die Gemeinde bat daher um EN a mi be ee 
N N i > ’ „ 
Aufhebung der bezirkshauptmannſchaftlichen Entſcheidung und Ver⸗ daß der zu exproprürende Grundbeſizer nebſt dem Schäßwerthe für 


pflichtung der Gemeinde S. zum fraglichen Erſatze. d 5 5 
0 3 8 ie k. k. Bezirk t t G. das Grundſtück auch noch andere Anſprüche geſtellt hat. 
e eee eee e ee Entſcheidung des oberſten Gerichtshofes vom 7. Juli 1874, 8. 7106. 


um möglichſte Klarſtellung der Angelegenheit. Dieſelbe gab mit Note 
vom 9. Juli 1877 an, daß H. von ſeinem Arbeitsgeber am 25. Febr. Einſprüche gegen Conceſſionen zur Waſſerbenützung. 
Die gegen eine projectirte Waſſeranlage erhobene Einwendung, 


1877 wegen einer Controverſe plötzlich entlaſſen wurde, jedoch hoffte, 
bei der von der Bezirkshauptmannſchaft wegen Entfernung des Dienſt⸗ daß dieſelbe Gefährdungen oder Beſchädigungen fremden Eigenthums 
verurſache, iſt nicht auf den Rechtsweg zu verweiſen, ſondern von der 


ortes erſt am 5. März vorgenommenen Lohnſtreitverhandlung ſeinen 
Lohnanſpruch durchſetzen zu können. Bei dieſer Verhandlung habe ſich politiſchen Behörde zu erledigen. Derlei Einwendungen find von der 
politiſchen Behörde zurückzuweiſen, falls ſie ungegründet ſind, im anderen 


herausgeſtellt, daß der Dienſtherr zur ſogleichen Entlaſſung des H. be⸗ 
rechtigt war und dieſem daher nur ein Lohnrückſtand von 1 fl. 50 kr. Falle find die entſprechenden Schutzmaßregeln, Uferverſicherungen u. dgl. 
zur Beſeitigung der Geſahren aufzutragen. 


gebühre, welchen er auch ſogleich erhielt. Schon aus der rückſtändigen 
Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 23. Februar 1877, Z. 14.938. 


Lohnforderung müſſe entnommen werden, daß H. vollſtändig ohne 

i in G. fi lt te, Derſelbe konnte ſich während dieſes 
eee neee Nie RER Verlegung von Weganlagen im Intereſſe der Waſſerbenutzung. 
Um die nutzbringende Verwendung des Waſſers zu fördern oder 


Aufenthaltes auch nichts verdienen, da das Angebot von Arbeitskräſten 
deſſen ſchädliche Wirkungen zu beſeitigen, insbeſondere um die nöthige 


wegen der vielen zugereisten Arbeiter und Handwerker, welche faſt alle 

ohne Verdienſt weiter reiſen mußten, ein ungewöhnlich großes war. 

H. mußte auf Credit leben und benöthigte daher dringend und momentan Triebkraſt beſtehender Werke durch anderweitige Maßregeln nicht zu 

eine Aushilfe, um weiter zu kommen. Die gemachte Zeche müſſe als beeinträchtigen, können auch Aenderungen an beſtehenden Weganlagen, 
inſoweit dabei der Zweck der Weganlage nicht leidet, oder ſonſtige ſach⸗ 
gemäße Aenderungen oder Herſtellungen an den Liegenſchaften dritter 


beſcheiden bezeichnet werden. 
Die Landesregierung erkannte hierauf ddo. 27. Juli 1877 unter 

Perſonen, Aufführung von Dämmen u. dergl. gegen angemeſſene Ent⸗ 

ſchädigung begehrt werden. 


Behebung der Entſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft V., daß die 
Entſcheidung des Ackerbauminiſteriums vom 24. März 1877, Z. 3089. 


Gemeinde S. den fraglichen Erſatz zu leiſten habe, „weil durch die 
nachträglich gepflogenen Erhebungen conſtatirt iſt, daß H. in augen⸗ 
blicklicher unverſchuldeter Nothlage ſich befand und demſelben der Unter⸗ 
ſtützungsbetrag über ausdrücklichen Auſtrag der Bezirkshauptmannſchaft 
G. und auf Grund des § 28 H. G. erfolgt wurde und die Gemeinde 
G. auf Grund eben dieſes Paragraphes den Erſatz von der Heimats⸗ 
gemeinde anzusprechen berechtigt, dieſe aber den Erſatz zu leiſten 
ſchuldig iſt.“ 

Im Miniſterialrecurſe bemerkte die Gemeinde S., daß den 
Gemeinden bedeutende Koſten durch arbeitsſcheue, ſchlecht beleumundete 
Leute erwachſen würden, wenn es bekannt werde, daß auch Zechſchulden 
von den Heimatsgemeinden beglichen werden müſſen, welche Auslegung 
der 8 28 nicht zulaſſe. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat unterm 25. September 
1877, 3. 12.271 dem Recurſe der Gemeinde S. Folge zu geben 
und unter Behebung der Entſcheidung der Landesregierung jene der 
erſten Inſtanz wieder in Kraft zu ſetzen befunden. „in der Erwägung, 
daß der unwiderſprochen arbeitsfähige Oswald H. die fragliche Unter⸗ 
ſtützung deßhalb beanſprucht, beziehungsweiſe erhalten hat, um den 
Ausgang des gegen ſeinen früheren Dienſtherrn anhängigen Rechts⸗ 
ſtreites abwarten zu können, daher nicht jene Nothwendigkeit vorlag, 
um dieſelbe als eine einem Armen im Falle augenblicklichen Bedürf⸗ 
niſſes im Sinne des § 28 Gem. Geſ. zu gewährende Unterſtützung 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe des Miniſterrathspräſidiums 
Philipp Ritter v. Zaleski das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Finanzrathe bei der Finanzdirection in Trieſt 
Joſef Paveſch bei deſſen Verſetzung in den Ruheſtand das Ritterkreuz des Franz⸗ 
Joſef⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe und Oberinſpector der General⸗ 
direction der Tabakregie Ignaz Freih. v. Kulmer bei deſſen Penſionirung 
den Titel eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Miniſterial⸗Viceſecretären im Handelsminiſterium 
Dr. Auguſt Maut ner Ritter v. Markhof und Dr. Theodor Haberer den 
Titel und Charakter von Miniſterialſecretären verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Kaufmann W. F. Stoutz in Mobile zum 
unbeſoldeten Conſul dafelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Jean Hintze in Rangoon zum 
unbeſoldeten Conſul dortſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Gottfried Buhmeyher in Baſſein 
zum unbeſoldeten Conſul dortſelbſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Director der Tabakfabrik in Joachimsthal 
Karl Payer zum Seeretär bei der Generaldireetion der Tabakregie ernannt. 


Erledigungen. 


Bezirkshauptmannsſtelle, eventuell Statthaltereiſecretärs⸗, Bezirkscommiſſärs⸗ 
und Statthaltereiconcipiſtenſtellen in Steiermark mit den Bezügen der ſiebenten, 
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anſehen zu können“. M. beziehungsweise achten, neunten und zehnten Rangsclaſſe, bis 10. März. (Amtsbl. 
2 T Angenienisflete für den Staatsbaudienſt im Herzogthum Steiermark in 

Kechtsſätze, erſchloſſen aus oberſthehördlichen Entſcheidungen * nac mene e Meberpſtereich in der neunten, 
in Tandesculturangelegenheiten. alete bis Ende Marz (antes 119 1 21 in der eilften Rangs⸗ 


Recurs gegen die Anordnung neuer Erhebungen. 


Gegen eine Entſcheidung der zweiten Inſtanz, wodurch zur Klar⸗ 
ſtellung eines Gegenſtandes Erhebungen angeordnet werden, welche zu 


Hiezu als Beilage: Bogen 2 u. 3 der | 
Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes. 
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